
Aktuell
Das ändert sich 2023 im Arbeitsrecht
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Um Neuregelungen im Bereich 
Arbeits- und Sozialrecht ging es 
in dem Vortrag von Matthias 
Kroll, Fachanwalt für Arbeits-
recht. Er berät gemeinsam mit 
den KollegInnen seiner Kanzlei 
Dr. Nietsch & Kroll (Hamburg) 
die BdB-Mitgliedsunternehmen. 

Ende des „gelben Scheins“
Seit dem 1. Januar 2023 gilt die 
„elektronische Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung“ (eAU). Das 
heißt: Gesetzlich versicherte Ar-
beitnehmerInnen müssen grund-
sätzlich keine Krankmeldung in 
Papierform mehr bei ihrem Ar-
beitgeber einreichen (§ 5 Abs. 1a 
EFZG). Stattdessen übermittelt der 
behandelnde Arzt die Daten zur 
Arbeitsunfähigkeit elektronisch an 
die Krankenkasse, die daraus dann 
eine Arbeitsunfähigkeitsmeldung 
generiert. Diese muss der Arbeit-
geber direkt bei der Krankenkasse 
abrufen (z.B. über ein Entgeltab-
rechnungs-Programm). 

Dies entbinde die Beschäftigten 
aber auch künftig nicht von der 
Pflicht, sich unverzüglich bei ih-
rem Arbeitgeber als arbeitsunfähig 
melden und ebenso die voraus-
sichtliche Dauer der Arbeitsunfä-
higkeit anzugeben. Die Arbeitneh-
mer müssten jetzt viele neue 
Pflichten beachten (Anzeige- und 
Nachweispflichten), so Kroll; soll-
ten sie diese nicht erfüllen, dürfe 
der Arbeitgeber kündigen. „Das 
neue Verfahren funktioniert zwar, 
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st aber störanfällig“, sagte Matthias 
roll. Er versprach, ein Schreiben 

ür BdB-Mitglieder zu entwerfen, 
it dem diese ihre MitarbeiterIn-

en über die eAU informieren 
önnen. 

ann Urlaub verjähren?
udem widmete sich Kroll den 
uswirkungen des Urteils des Bun-
esarbeitsgerichts (BAG) vom 20. 
ezember 20221, in dem es um die 
erjährung von Urlaubsansprü-
hen ging – und das einem „Para-
igmenwechsel im Urlaubsrecht“ 
leichkomme. Der Fall: Eine Ar-
eitnehmerin, von 1996 bis 2017 
ls Steuerfachangestellte und Bi-
anzbuchhalterin beschäftigt, be-
am nach Ende des Arbeitsverhält-
isses von ihrem Arbeitgeber nur 
inen Teil ihrer noch nicht abge-
oltenen Urlaubstage ausgezahlt. 
er Arbeitgeber zog sich dabei auf 
ie Verjährung eines großen Teils 

hrer bestehenden Urlaubsansprü-
he zurück – kam damit aber in 
etzter Instanz nicht durch.

Hintergrund: Der Europäische 
erichtshof (EuGH) entschied am 

.11.20182, dass Arbeitgeber ihre 
eschäftigten regelmäßig zum Jah-

esende informieren müssen, dass 
iese ein Recht auf Urlaub haben 
nd dass nicht beanspruchter Ur-

aub spätestens zum 31. März des 
olgejahrs verfällt. Im Streitfall 
üsse der Arbeitgeber diese Infor-
ation beweisen.
Bisher konnten sich Arbeitgeber, 

ie ihre Beschäftigten nicht ord-
ungsgemäß informiert hatten, 
uf das deutsche Verjährungsrecht 
erufen, demzufolge Ansprüche 
ach drei Jahren verjähren (§ 195 
GB). Dem habe das BAG nun, in-
em es letztlich einer Entschei-
ung des EuGH gefolgt ist, einen 
iegel vorgeschoben, so Kroll.
Was bedeutet das Urteil für 
aumschulunternehmen? Es sollte 

ür jeden Arbeitgeber zur Routine 
erden, die Beschäftigten regelmä-
ig präzise auf den verbleibenden 
esturlaub hinzuweisen, um zu ver-
eiden, nicht verjährte Urlaubsan-

prüche zahlen zu müssen. Ein sol-
her Hinweis müsse enthalten: 
●  Mitteilung über die Höhe an 
Resturlaub im laufenden Kalen-
derjahr, 

● Aufforderung, den Resturlaub 
zeitnah zu nehmen,

● Hinweis, dass der Urlaub mit 
Ablauf des Kalenderjahrs oder 
Übertragungszeitraums verfällt, 
wenn er nicht beantragt wird.

Zusätzlich empfahl Kroll, die Ur-
laubskonten der Vergangenheit auf 
nicht verfallenen Resturlaub zu 
prüfen. Erst wenn die Mitarbeiter 
über alle offenen Urlaubsansprü-
che aus den Vorjahren informiert 

wurden, können diese verjähren. 
Andernfalls sei bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses der verbliebe-
ne Urlaub abzugelten. 

Nicht zuletzt riet er, auch mit den 
Wirtschaftsprüfern zu sprechen, 
ob und inwieweit für etwaige Ab-
geltung nicht gewährten Urlaubs 
Rückstellungen notwendig sind.

Stechuhr nicht notwendig
Ein weiteres Urteil3 des BAG 
machte im letzten Jahr Schlagzei-
len: Am 13. September bestätigte 
das Gericht die Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Erfassung und 
Aufzeichnung von Arbeitszeiten. 
Es berief sich dabei auf ein entspre-
chendes EuGH-Urteil vom Mai 
2019 („Stechuhr-Urteil“). Die 
BAG-Entscheidung aus 2022 ent-
hält einige Präzisierungen für die 
betriebliche Zeiterfassung, vor al-
lem hinsichtlich Form und Um-
fang. Die wichtigsten Punkte:

Die Papierversion hat ausgedient.
Arbeitsrecht-Experte Matthias Kroll
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Festgehalten werden müssen 
Beginn, Ende und Dauer der Ar-
beitszeit, jedoch nicht die Pausen. 
Eine Stechuhr müsse nicht einge-
führt werden: Die Form der Ar-
beitszeiterfassung ist nicht vorge-
schrieben – handschriftlich sei das 
ebenso möglich wie per Excel-Ta-

▶

20 
elle oder App, derzeit „State of the 
rt“, so Kroll. „Es gibt schon viele 
nbieter auf dem Markt, die Syste-
e zur Arbeitszeiterfassung entwi-

kelt haben.“ 
Es sei zulässig, die Zeiterfassung 

n die Mitarbeiter zu delegieren, 
as heißt, diese können ihre Ar-
eitszeit selber erfassen, etwa per 
pp. Das Modell der Vertrauensar-
eitszeit bleibe möglich, solange 
ie gesetzlichen Vorgaben einge-
alten werden. Leitende Angestell-

e dürften von der Arbeitszeiterfas-
ung ausgenommen werden – da-
über werde aber noch diskutiert, 
agte Kroll. Bei Verstoß gegen die 
flicht zu Arbeitszeiterfassung sind 
eine unmittelbaren Sanktionen 
er Aufsichtsbehörden vorgesehen.
Fazit des Arbeitsrecht-Experten: 
aumschulunternehmen sollten 
nbedingt ein System zur Arbeits-
eiterfassung implementieren. Die 
Ausgestaltung sei jedem selbst 
überlassen. 

Hilfe bei Kurzarbeit 
Die befristeten Sonderregelungen 
für das Kurzarbeitergeld aus der 
Corona-Zeit wurden bis zum 
30.6.2023 verlängert, etwa der er-
leichterte Zugang dazu: Statt min-
destens eines Drittels müssen nur 
mindestens zehn Prozent der Be-
legschaft eines Betriebs von einem 
Entgeltausfall betroffen sein. 

Zudem werden die Abschlussprü-
fungen der Anträge auf Kurzarbei-
tergeld weiterhin lediglich verein-
facht durchgeführt. Und bis zu einer 
Höhe von 10.000 Euro Gesamtaus-
zahlungssumme werde derzeit gar 
nicht geprüft – es sei denn, es beste-
he ein Verdacht auf Missbrauch. al
1 9 AZR 266/20
2 C-684/16
3 1 ABR 22/21
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Zum Sachstand nach drei Jahren 
Praxiserfahrungen mit der neuen 
EU-Pflanzengesundheitsverord-
nung (EU-VO 2016/2031) infor-
mierte Dr. Magdalene Pietsch, 
Institut für nationale und inter-
nationale Angelegenheiten der 
Pflanzengesundheit am Julius 
Kühn-Institut (JKI). 
Die VO gilt seit 14.12.2019 in allen 
EU-Mitgliedstaaten und hat zum 
Ziel, wichtige Aspekte der Pflanzen-
gesundheit EU-einheitlich zu regeln 
und die Einschleppung von Qua-
rantäneschaderregern und RNQPs1 
zu verhindern. Dazu gehört beson-
ders die Ausweitung der Pflanzen-
passregelung auf „alle Pflanzen zum 
Anpflanzen“. Die neuen Regelungen 
bedeuten für Pflanzenerzeuger und 
-Händler mehr Verantwortung für 
die Pflanzengesundheit, betonte Dr. 
Pietsch. Ihr war es ein Anliegen, die 
Erfahrungen der anwesenden 
Baumschulpraktiker zu hören. 

Analyse der EU-Kommission
Europaparlament und EU-Rat als 
Verordnungsgeber haben zum 
14.12.2021 von der EU-Kommissi-
on einen Erfahrungsbericht zum 
Umgang mit dem neuen Pflanzen-
gesundheitssystem gefordert. Dem 
ging eine Umfrage unter Pflanzen-
produzenten, Verbänden, Pflan-
zenschutzdiensten, Zertifizie-
rungsstellen und BürgerInnen aller 
27 EU-Mitgliedsländer von Febru-
ar bis Mai 2021 voraus. Der Bericht 
wurde Ende 2021 veröffentlicht 
(Kurzversion: https://t1p.de/t7nls; 
Langversion: https://t1p.de/gts9j; 
siehe auch DB 8/2022).

Der Bericht habe einige Schwä-
chen, so Dr. Pietsch: Da es nur we-
nige Rückmeldungen von befrag-
ten Unternehmen und Institutio-
nen gab (insg. 177 Antworten aus 
25 EU-Staaten), seien die Daten 
nur begrenzt aussagekräftig. Zu-
dem sei die Zeit zwischen Inkraft-
treten der VO und der Umfrage 
sehr kurz gewesen, und nicht zu-
letzt gab es Einschränkungen 
durch die Corona-Pandemie. Den-
noch wird der Erfahrungsbericht 
als Grundlage genutzt; im ersten 
Halbjahr 2022 wurden unter fran-
ösischer Ratspräsidentschaft die 
iskussionsbedürftigen Punkte er-
ittelt. Über diese berät derzeit ei-

e Arbeitsgruppe der EU-Kom-
ission mit Vertretern der Mit-

liedstaaten, welche dazu gegebe-
enfalls Lösungsvorschläge erar-
eiten wird, so Magdalene Pietsch, 
ie der Arbeitsgruppe angehört.

flanzenpass „unnötig“?
nsbesondere an den Vorgaben zur 
nbringung des Pflanzenpasses 

PP) an der Handelseinheit (= 
kleinste Einheit im Handel“) ent-
ündete sich die Kritik, das zeigen 
r. Magdalene Pietsch in Goslar.
Deutsche Baumschule 02/2023
o
to

: L
em

ke


